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Der Bundesminister des Innern 

II B 6 (U) - 26 255 - 6206/58 


Bonn, den 18. August 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Auswirkungen der Zweiten Novelle zum Gesetz nach 
131 GG 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Kühlthau, Kramei, 
Hübner, Brück, Dr. Barzel und Genossen 
- Drucksache 520 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Benehmen mit dem 
Herrn Bundesminister der Finanzen wie folgt: 

Zu 1. 

Mit Rücksicht auf die erst vor kurzem erfolgte Verkündung 
des Haushaltsgesetzes 1958 konnten seitens der Bundesmi- 
nisterien noch keine abschließenden Entscheidungen über die 
nach § 18 b G 131 endgültig im Bundesdienst wiederzuver- 
wendenden Personen getroffen werden. 

Gemäß § 18 b Abs. 2 G 131 hat der Bundesminister der Finanzen 
am 11. Juni 1958 beim Haushaltsausschuß des Deutschen Bun- 
destages 603 kw-Stellen, 396 ku-Stellen sowie 146 Zulagen 
zur entsprechenden Wiederverwendung oder finanziellen Gleich- 
stellung des von § 18 b erfaßten Personenkreises beantragt 
(Finanzvorlage 15/1958). Diesem Antrag hat der Haushalts- 
ausschuß des Deutschen Bundestages stattgegeben. 


Zu 2. 


a) Bei der Bundesausgleichsstelle sind bisher 6763 Anträge 
nach § 18 a G 131 ggf. in Verbindung mit §§ 53, 55 a. a. O. 
eingegangen. 


b) Die 6763 Anträge verteilen sich auf die einzelnen Länder 
wie folgt: 


Schleswig-Holstein 

Hamburg 

Niedersachsen 

Nordrhein-Westfalen 

Bremen 

Hessen 

Baden-Württemberg 

Bayern 

Rheinland-Pfalz 

Berlin 


1637 

76 

292 

1261 

17 

842 

1007 

1327 

273 

31 
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Von den Landesverwaltungen der Länder Niedersachsen, 
Bremen und Berlin sind Anträge nach § 18 a nicht gestellt 
worden. Die für diese Länder angegebenen Zahlen beziehen 
sich auf Koninnmalverwaltungen oder Nichtgebietskörper- 
schaften. 


c) Bei den Dienstherren des Bundesgebiets wurden am 1. Januar 
1958 insgesamt 33 926 Unterbringungsteilnehmer unter- 
wertig beschäftigt. 

Zu 3. 

Bis Mitte Juli 1958 sind der Bundesausgleichsstelle insgesamt 
mitgeteilt worden 

a) Befreiungsanträge nach § 24 : 8361 

b) Entlassungsanträge nach § 24 a : 714. 

Zu 4. 

Zur Durchführung der Maßnahmen nach § 24 b G 131 sind 
von der Bundesausgleichsstelle und den Landesunterbringungs- 
stellen im Einvernehmen mit mir Richtlinien erlassen worden. 
Die auf Grund dieser Richtlinien eingeleitete Befragung ist 
noch in vollem Gange, so daß die Zahl der Personen, die auf 
Teilnahme an der Unterbringung verzichten, noch nicht ange- 
geben werden kann. 

Zu 5. 

In den Personenkreis des Gesetzes zu Artikel 131 GG sind 
durch die Vorschriften des Zweiten Änderungsgesetzes keine 
Personen zusätzlich einbezogen worden. Wohl aber ist durch 
die Vorschriften dieses Änderungsgesetzes die Rechtsstellung 
einer großen Zahl von Personen gegenüber der bisherigen 
Regelung wesentlich verbessert worden. Diese Zahl dürfte nach 
den Schätzungen bei der Beratung des Zweiten Änderungs- 
gesetzes etwa 150 000 betragen. Der finanzielle Mehraufwand 
aus der Anwendung dieses Gesetzes ist noch nicht ermittelt, 
da die Durchführung des Gesetzes noch nicht abgeschlossen ist. 


In Vertretung 

Dr. Anders 
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